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An den  
Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn André Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40211 Düsseldorf 
 
 
 
 
Sitzung des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend am 8. 
Juni 2026 
 
 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,  

 

für die o.g. Ausschusssitzung bin ich um einen schriftlichen Bericht zu 

„Kita-Plätze in NRW“ gebeten worden.  

 

Dieser Bitte komme ich hiermit gerne nach und übersende Ihnen den 
beigefügten Bericht mit der Bitte um Weiterleitung an die 

Ausschussmitglieder.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 

 
 
 
Verena Schäffer 
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„Kita-Plätze in NRW“ 

Sitzung des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend 

am 8. Juni 2026 

 

Bereits seit einiger Zeit gehen die Geburtenraten bundesweit zurück. Seit 
dem Jahr 2021 ist in Nordrhein-Westfalen ein kontinuierlicher und 
deutlicher Rückgang der Geburtenzahlen zu verzeichnen. Während im 
Jahr 2021 noch 175.386 Kinder geboren wurden, lag die Zahl im Jahr 
2024 bei 152.688 Geburten; dies entspricht einem Rückgang um rund 13 
Prozent innerhalb von drei Jahren [Quelle: IT NRW, Stand Mai 2025]. 
Nach vorläufigen Schätzungen von IT.NRW wurden im gesamten Jahr 
2025 etwa 148.750 Kinder in Nordrhein-Westfalen geboren [Stand: 
17.12.2025, finale Zahlen werden ab Juni 2026 erwartet]. Diese 
Entwicklung wirkt sich zeitversetzt auch auf die Nachfrage nach Plätzen 
in der Kindertagesbetreuung aus.  

Die Kommunen haben auf Grundlage der örtlichen Kinder- und 
Jugendhilfeplanung gegenüber der Landesregierung mit Stichtag 15. 
März 2026 für das Kindergartenjahr 2026/2027 einen Bedarf von 
insgesamt rund 742.000 Plätzen in der Kindertagesbetreuung 
angemeldet. Im Vergleich zum Kindergartenjahr 2025/2026 ist der Bedarf 
an Plätzen in der Kindertagesbetreuung somit um rund 17.000 Plätze 
gesunken. 

Zuwendungen auf Grundlage der §§ 23 und 44 der 
Landeshaushaltsordnung (LHO) sowie der hierzu ergangenen 
Verwaltungsvorschriften (VV LHO) erfolgen stets zur Erfüllung eines 
bestimmten Zwecks. Im Falle der Investitionsförderung 
Kindertagesbetreuung steht hierbei der quantitative Ausbau der 
Kindertagesbetreuung im Fokus der Investitionsförderung. Insoweit 
haben die Zuwendungsempfänger gegenüber dem Land die 
zweckentsprechende Verwendung der Zuwendung (Zweckbindung) 
nachzuweisen und die bezuschussten Plätze in der 
Kindertagesbetreuung in Betrieb zu nehmen und zu belegen. Gemäß 
Nummer 6.1 der Investitionsrichtlinie Kindertagesbetreuung beträgt die 



 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Seite 3 von 3 Dauer der Zweckbindung für Neubaumaßnahmen 20 Jahre, für Aus- und 
Umbaumaßnahmen zehn Jahre sowie für Ausstattungsmaßnahmen fünf 
Jahre. Diese Zweckbindungsdauer ist entsprechend im Rahmen der 
Kinder- und Jugendhilfeplanung seitens der Kommunen im Vorfeld und 
bei der Planung von Investitionsmaßnahmen bereits zu berücksichtigen. 
Im Falle eines Wegfalls des Bedarfs kann im Rahmen der 
Investitionsrichtlinie Kindertagesbetreuung eine Umwidmung der 
Einrichtung zu einer solchen der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe 
erfolgen, um eine zweckentsprechende Verwendung der Zuwendung 
nachzuweisen. Darüber hinaus sind in § 55 Abs. 2 des 
Kinderbildungsgesetzes (KiBiz) weitere Ausnahmetatbestände zur 
Erfüllung der zweckentsprechenden Verwendung aufgenommen. Die 
Prüfung der zweckentsprechenden Verwendung sowie etwaiger 
möglicher Abweichungen hiervon erfolgt stets im Einzelfall unter 
Abwägung aller relevanten Rahmenbedingungen.  


